
LANDRATSAMT MÜNCHEN 

Gruppe 7.1.3 München, 28.09.2001 
7.1.3-0046/01/BL 
Gemeinde Aying 

An 
Gruppe 8.1.1 

im Hause 

Rechtskraft des Bebauungsplanes Nr. 5 „Reiß, Unteres Dorf" (1. Änderung) 

Anlagen: 
1 Bebauungsplan 
1 Begründung 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Gemeinde Aying hat den o.g. Bebauungsplan am 14.09.2001 gemäß § 10 Abs. 3 BauGB be­
kannt gemacht. Der Bebauungsplan wurde mit diesem Datum rechtsverbindlich. Die beigefügten 
Unterlagen sind für die dortigen Akten bestimmt. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

!Ji^>4^Sk^-/^ 
Weiderer-Winnerl 



B E G R Ü N D U N G ( § 9 A b s . 8 BauGB) 

BEBAUUNGSPLAN Aying Nr. 5, 1. Änderung 
"Peiß unteres Dorf" 

zum 

gefertigt 
geändert 

Gernei nde 
Piangebiet 

26 ..06. 2001 
11„09.2001 

Ayi ng 
w e s 11 i c !'i e r 0 r t s r and P e i ß 

A) PLANUNGSRECHTLICHE VORAUSSETZUNG 

1. Der Bebauungsplan entwickelt sich aus dem rechtskräftigen 
Flächennutzungsplan der Gemeinde Aying. 
Der Geltungsbereich weist dieses Gebiet im F-lächennutzungsplan 
als MD "Dorfgebiet" aus. 

B) LAGE UND BESCHAFFENHEIT DES BAUGEBIETES 

1„ Das Plangebiet liegt am westlichen Ortsrand von Peiß. 
Es ist bereits zum Teil bebaut« 

2- Es grenzt an 
- im Osten an eine vorhandene landwirtschaftliche Hofstelle 

mit einer größeren, noch nicht bebauten, aber durch den 
Bebauungsplan Aying hir, 5 überplanten Fläche, 

" im Süden an die bestehende Brennerei,, 
- im Westen, begrenzt durch die S~Bahnlinie München-Kreuzstraße, 

an die freie Landschaft, 
- im Norden an eine durch den Bebauungsplan Aying Nr» 5 vorge­

sehene Freifläche. 

Es hat eine Größe von ca. ,700 m2, 

4„ Erkenntnisse über Aufgrabungen oder Aufschüttungen sowie 
Altlasten liegen nicht vor, 

5„ Das Gelände steigt von Westen nach Osten um ca. 1,20 m an. 

6- Der höchste Grundwasserstand liegt ca. 30 m unter Gelände» 

7„ Entfernungen 
a) Rathaus Aying ca. 1.000 m 
b) S-Bahnhof Peiß (Sl) (unmittelbar nördlich des 

P1 a n g e b i e t e s a n g r e v\ z e n d ) 
c) katholische Kirche Peiß ca. 200 m 
d) Versorgungsladen ca. 300 m 
e) Grundschule, Teil hauptschule Aying ca„ 1.000 m 
f) Kindergarten Aying ca. 1.000 m 
g) öffentlicher Kinderspielplatz ca. 100 tn 
h) Geldinstitute in Aying ca. 1.000 m 

C) GEPLANTE BAULICHE NUTZUNG - FLACHEN 

1, Der Flächennutzungsplan weist das Baugebiet als "Dorfgebiet" 
aus. 



2» Vorhanden bzw, zu errichten sind innerhalb des Baugebietes 
2 Gebäude mit insgesamt maximal 5 Wohneinheiten oder ca. 470 m2 
Nutzfläche. 

3. Die festgesetzten Geschoßflächen entsprechen einer Baudichte von 
GFZ 0,40 (Geschoßflächenzahl 0,40). 

4. Die festgesetzten Grundflächen entsprechen einer Baudichte von 
GRZ 0,43 (Grundflächenzahl 0,43). 

Nachweis: 
Gesamte zul. Geschoßfläche 628 m2 
Gesamte zul. Grundfläche 680 m2 
Nettobaugrundstücksflache ca. 1.590 m2 

5. Die maximal zu überbauende versiegelte Fläche beträgt: 
680 m2 

zuzügl. 50 % Überschreitung gem. § 19/4 340 m2 

1.020 m2 
Dies entspricht 64,2 % des Plangebietes 

7- Flächennachweis 
Die Größe des Plangebietes beträgt: 

a) Nettobaugrundstücksflachen 
b) öffentliche Verkehrstlachen 
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D) ORTSPLANERISCHE GESICHTSPUNKTE 

1. Durch den Erwerb der innerhalb des Geltungsbereiches liegenden 
Grundstücke durch die Gemeinde Aying ergibt sich jetzt die 
Möglichkeit, den bereits geplanten Straßenausbau durch das Plan-
gebiet zu verwirklichen. Aufgrund der jetzt etwas geänderten 
Grundstücksgrößen sowie einer leichten Verschiebung der ge­
planten Straße nach Westen ist die Errichtung eines zusätzlichen 
Gebäudes im östlichen Plangebiet möglich. 

2- Das ehemalige Molkereigebäud? im westlichen Planbereich wird 
wie bisher als Bestand festgesetzt. 

3- Eine Bebauung an diesem ortsbildprägenden Ortsrand fordert zur 
Erhaltung der Charakteristik des Ortsbildes sowie zur Rücksicht­
nahme auf das vorhandene Baudenkmal östlich des Planbereiches 
besondere gestalterische Festsetzungen wie: 

3.1 - Ausschluß von Dachgaupen, Quer- und Zwerchgiebel, Dachein-
schnitte. 

Begründy.ng:. 
Zur Erhaltung der ortsüblich ruhigen Dachflächen ohne 
störende Aufbauten, 

3.2 ~ Verbot von Abgrabungen zur Freilegung von Kellergeschoß­
außenwänden und -Fenster 

Begründung.?.. 
Abgrabungen an Gebäuden sind absolut ortsunüblich und 
sollen gerade an dieser prägnanten Lage vermieden werden-
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E) BODENORDNENDE MASSNAHMEN 

Sind nicht erforderlich,. 

F) ERSCHLIESSUNG 

1. Das Baugebiet ist bereits erschlossen durch die südlich 
vorbeiführende Holzkirchner Straße sowie die mitten durch das 
Plangebiet bereits führende, jedoch noch auszubauende Straße. 

2. Die Wasserversorgung ist sichergestellt durch die bestehende 
zentrale Wasserversorgungsanlage der Gemeinde Aying. 

3. Die Abwasserbeseitigung ist sichergestellt durch die für das 
Plangebiet bereits fertiggestellte öffentliche Kanalisation 
des Zweckverbandes München-Südost. 

4. Die Stromversorgung ist gesichert durch Anschluß an das 
Versorgungsnetz der Isar-Amperwerke AG. 

5. Die Beseitigung der Abfälle ist sichergestellt durch die 
gemeindliche Hausunratabfuhr (Abfallwirtschaftssatzung des 
Zweckverbandes München-Südost). 

G) KINDERSPIELPLATZNACHWEIS: 

Für Kinder von 0-6 Jahre sowie für 6-12 Jahre wird kein 
zentraler, öffentlicher Kinderspielplatz ausgewiesen, da 
im Bebauungsplan Aying Nr. 5 bereits ein öffentlicher Kinder­
spielplatz (100 m östlich des Plangebietes) festgesetzt wurde, 

H) IMMISSIONEN: 

Innerhalb des Plangebietes wirken Immissionen ein in Form von: 
a) Lärm 
b) Erschütterung 
c) Geruch 
d) Staub 

Diese Immissionen können verursacht werden: 

1. Durch die westlich des Plangebietes vorbeiführende 
S~Bahnlinie München-Kreuzstraße. 

2. Durch die Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Nutz­
flächen außerhalb des Dorfbereiches sowie der land­
wirtschaftlichen Hofstellen östlich und nördlich 
des Plangebietes. 

3- Durch die südlich angrenzende Brennerei. 

Die für ein Dorfgebiet maßgeblichen Orientierungswerte des 
Beiblattes 1 zur DIN 18005, Teil 1, werden aufgrund des 
Schienenverkehrs im gesamten Plangebiet überschritten. 

Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse werden durch Schallschutz­
maßnahmen am Gebäude sichergestellt. 

Die Einhaltung <ier maßgeblichen Innenschallpegel bzw. die Wirk­
samkeit geplanter baulicher Schallschutzmaßnahmen ist ebenso wie 
die Verträglichkeit geplanter Nutzungen mit ä@r bestehenden 



Brennerei durch entsprechende Gutachten im Zusammenhang mit 
dem jeweiligen Bauantrag nachzuweisen. 

I) AUSGLEICHSFLACHEN 

Nachweis zur Ermittlung von Ausgleichsbedarf:: 

Da es sich bei der vorliegenden Planung ausschließlich Mm eine 
Überplanung bereits vorhandenen Baurechts handelt und die 
Versiegelung der Flächen im wesentlichen unveränd^t bleibt, 
sind keine weiteren AusgleichsmaBnalimen erforde/4ych. 

Ay ing , den 1 i Sep. 2001 
rster Bürgermeister 


